
cherin ihres Hauses spricht von „bis zu
300“. Deshalb schicke das „BAMF“, sobald
die 150 Termine für einen Tag vergeben sei-
en, „eine Sperrmail an die drei Registrie-
rungseinrichtungen“, damit für diesen Tag 
keine weiteren Termine vereinbart wür-
den. Häufig jedoch seien „diese Sperrmails 
zu spät versandt worden“. Dabei übersah
Kressl wohl, dass ihre LEA-Mitarbeiter bei
der Registrierung in Karlsruhe von sieben
Uhr morgens bis abends um 20 Uhr arbei-
ten – seit Monaten in zwei Schichten. 

Wider die „Überterminierung“
Die BAMF-Leute sind jedoch „in der Regel“
zwischen acht und 16 Uhr anzutreffen, be-
stätigt die Pressestelle in Nürnberg: trotz
gestiegener Mitarbeiterzahl. Dazu kommt,
dass das LEA-Referat im Regierungspräsi-
dium neu strukturiert wurde. Der jetzigen
Abteilung 9 stehen – mit Sitz in Mannheim
– eigene Ansprechpartner vor Ort für
Mannheim und Heidelberg gegenüber. Das
geschah auf Drängen der Städte, da dort in-
zwischen dreimal so viele Flüchtlinge
untergebracht sind wie in Karlsruhe. 

Mittlerweile hat sich auch Karlsruhes
Rathauschef Frank Mentrup (SPD) einge-
schaltet. Er gab in einem Schreiben an die 
Fraktionschefs im Stadtrat der Hoffnung
Ausdruck „die Überterminierung – und da-
mit verbundene Erschwernisse – schnell
beseitigen zu können“. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge, so bestätigt ein
Sprecher auf Anfrage, bereite zusätzlich
„den Einsatz mobiler Teams“ vor.

Die Absprachen zwischen den drei Re-
gistrierungsstellen in Karlsruhe, Heidel-
berg und Mannheim mit den BAMF-Leu-
ten sind aber offenbar nicht die einzigen
Probleme. Nach der Ersterfassung folgt in
Karlsruhe die Gesundheitsuntersuchung
durch Personal des Landratsamtes. „Die
Zusammenarbeit mit der LEA gestaltete
sich unter sich stetig ändernden Rahmen-
bedingungen in der Vergangenheit nicht
immer einfach, aber in der Sache konstruk-
tiv“, sagt ein Sprecher. Auch seien die in der
Durlacher Allee für die ärztliche Untersu-
chung, das Röntgen sowie Impfungen zur
Verfügung stehenden Räumlichkeiten
„nicht auf den seit Monaten bestehenden
großen Andrang von Flüchtlingen ausge-
legt“. Immerhin, scheinbar ein Lichtblick:
In der LEA an der Durlacher Allee „werde
seit August 2015 ein Röntgengerät durch 
das Klinikum Karlsruhe betrieben“. 

komplett in die Felsstraße im Westen der 
Stadt verlegt worden. An der Durlacher Al-
lee geht es jetzt nur noch um die Asylanträ-
ge – und den Gesundheitscheck.

Untereinander sind die Behörden mit
modernen PC-Netzwerken verbunden.
Doch das verhindert offenbar nicht Pannen
bei Terminabsprachen mit der jeweils an-
deren Behörde. Flüchtlinge die die Regist-
rierung bei LEA-Mitarbeitern des Regie-
rungspräsidiums durchlaufen haben, be-
kommen einen Termin-Zettel für die Vor-
sprache bei den BAMF-Kollegen. Bei denen
sollen sie ihren Asylantrag einreichen. 
Zwei Flüchtlingshelferinnen aus dem
Main-Tauber-Kreis hatten ihren Unmut
über „chaotisches Terminmanagement“ in
einem Brief zum Ausdruck gebracht. Auch 
eine Betreuerin aus Baden-Baden berichte-
te „von rund 225 wartenden Flüchtlingen 
an einem Dezembermorgen“. Die meisten 
waren um sieben Uhr morgens angestan-
den. 75 wurden jedoch wieder abgewiesen.
Teils angereist aus weit entfernten Landes-
teilen, mussten sie unverrichteter Dinge
wieder abziehen. 

In einem Schreiben an den Staatsminis-
ter Klaus-Peter Murawski hatte die Karls-
ruher Regierungspräsidentin Nicolette
Kressl bereits Anfang Dezember die Abläu-
fe moniert. Die Probleme scheinen aber
auch „hausgemacht“. Auf vorgegebene Ter-
mine der BAMF-Sekretariate teilen die
drei Stellen in Karlsruhe, Mannheim und
Heidelberg „im Rahmen der Registrierung“
Flüchtlinge zu, sagt Kressl. 150 Asylanträge
pro Tag könne das BAMF bearbeiten, die
Kapazitäten bei der Registrierung würden
jedoch „bei derzeit 500“ liegen. Eine Spre-

Landkreises. Drei Behörden kooperieren
bei Erfassung, Gesundheitscheck und den
Asylanträgen: die Abläufe sind mit immens
gestiegenen Zahl an Neuankömmlingen
nicht einfacher geworden. Erfasst wird in-
zwischen auch in Heidelberg, Mannheim
und anderswo.

15 400 Menschen kamen allein im No-
vember in Baden-Württemberg an. Sie 
wurden auf die Erstaufnahmeeinrichtun-
gen verteilt. Davon gibt es inzwischen etli-
che. Am 4. Januar waren allein in den Ka-
sernen und zwei Einzelgebäuden in Mann-
heim 11 760 Flüchtlinge untergebracht, in
der LEA in Karlsruhe mit ihren rund 14
Außenstellen waren es 5200. Die zwei Ein-
richtungen in Meßstetten und Ellwangen
zählten am gleichen Januar-Tag 2270 und
2440 Flüchtlinge. Die seit September suk-
zessive zur Erfassungsstelle umfunktio-
nierte Patrick-Henry-Village in Heidelberg
beherbergte derweil 3740 Personen. 

Karlsruhe hat weiter eine Schlüsselstel-
lung – bei der Erfassung der Flüchtlinge, 
und vor allem bei der Annahme der Asylan-
träge. Auch wenn seit Wochen das neu auf-
gebaute „Flüchtlingsdrehkreuz“ in Heidel-
berg von hochrangigen Besuchern immer
wieder wegen seiner Vorbildfunktion ge-
priesen wird. 153 Mitarbeiter hat die in
Karlsruhe angesiedelte Außenstelle des
BAMF inzwischen. Die Registrierung der 
Flüchtlinge, die bis dahin in Karlsruhe an 
zwei Standorten stattfand, ist seit Oktober

S
chaffen es die Behörden, den Zulauf
der Flüchtlinge im Land in die büro-
kratisch vorgesehenen Bahnen zu

lenken? Daran darf man Zweifel haben. Bil-
der von Menschenschlangen vor den Toren
von Registrierungsstellen oder bei der
Asylantragabgabe gibt es nicht nur aus Ber-
lin. Das kann man auch in Karlsruhe beob-
achten. Ein Brandbrief von zwei Flücht-
lingshelferinnen offenbart das: „Es läuft 
nicht gut“. Von „chaotischem Terminma-
nagement“ ist die Rede. Ärger entlädt sich
in erster Linie am Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF). Doch die 
Probleme sind vielschichtiger. Kein Wun-
der, denn drei verschiedene Behörden sind
dafür zuständig, die ankommenden Flücht-
linge zu registrieren, sie auf ihren Gesund-
heitszustand zu untersuchen und ihre
Asylanträge in Empfang zu nehmen. 

Ein Januartag, es ist morgens 6.30 Uhr.
Knapp 100 Menschen stellen sich vor der 
neuen LEA-Stelle in der Karlsruher Fels-
straße in eine Warteschlange, voneinander
getrennt durch Absperrgitter. Nach und
nach werden die Flüchtlinge, teils mit Rol-
li-Koffern, von Sicherheitspersonal in das
Foyer des Gebäudes vorgelassen, der Start
für das Prozedere der Registrierung. „Das
sind Flüchtlinge, die bereits in der Felsstra-
ße untergebracht sind“, sagt eine Spreche-
rin des Regierungspräsidiums. 

Strikt getrennt
Wenig später, knapp acht Kilometer Luftli-
nie entfernt, beginnt bei der früheren LEA-
Hauptstelle an der Durlacher Allee um acht
Uhr der Arbeitstag der BAMF-Mitarbeiter. 
Sie nehmen Asylanträge entgegen. An der
Zufahrt vor dem Tor herrscht ein reges
Kommen und Gehen. Immer wieder fährt
ein Shuttle-Bus mit Heidelberger Kennzei-
chen auf den Hof. Auch hier bilden sich
kleinere Schlangen vor dem Gebäude, die
etwas von dem Ärger erahnen lassen, der
sich in Karlsruhe aufstaut. 

Seit Oktober sind die beiden Abläufe
noch strikter getrennt als zuvor – Registrie-
rung und Antragsstellung finden an unter-
schiedlichen Orten statt. Nach der Erster-
fassung erfolgt in der Regel die Gesund-
heitsuntersuchung, durch Personal des 
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Lesen soll keine Hürde im Beruf sein

E
in derartig hohes Ergebnis hätten
wohl auch die Auftraggeber der Stu-
die vorher nicht erwartet: Laut der

2011 veröffentlichten „Level-One-Studie“
der Universität Hamburg gilt beinahe jeder
zehnte Deutsche als funktionaler Analpha-
bet. Bundesweit können 7,5 Millionen
Menschen zwar einzelne Wörter oder Sätze
entziffern, verstehen aber nicht den Sinn 
des Gelesenen im Textzusammenhang.
Man geht davon aus, dass in Baden-Würt-
temberg rund eine Million Erwachsene
nicht richtig lesen und schreiben können.

„Rund 57 Prozent der Analphabeten in
Baden-Württemberg sind erwerbstätig“,
betonte die Kultusstaatssekretärin Marion
von Wartenberg (SPD) am Freitag in Stutt-
gart. Aus diesem Grund will das Kultusmi-
nisterium gemeinsam mit zwölf Trägern 
im Land, darunter auch der Stuttgarter
Volkshochschule (VHS), diese Menschen
stärker in den Fokus nehmen. Über ver-
schiedene Kurse am Arbeitsplatz sollen
Analphabeten mehr unterstützt werden. 

„Wir bieten zwar schon seit Jahrzehn-
ten Kurse für Analphabeten an, hatten aber
in Stuttgart jährlich nur maximal 100 Teil-
nehmer, obwohl in der Gegend rund
80 000 Menschen von Analphabetismus

betroffen sein müssten“, erläutert Wolf-
gang Nagel, zuständig für die Grundbildung
an der VHS. „Wir wollen nun direkt über 
die Firmen Kontakt zu den Menschen her-
stellen und ihnen Kurse anbieten.“ Speziell
Firmen, die im Bauwesen und dem Reini-
gungsbereich angesiedelt sind, wolle man
ins Visier nehmen, da laut der 
Studie in diesen Berufsfeldern
ein großer Teil der erwerbstä-
tigen Analphabeten tätig sei.

Wie man genau an die Fir-
men herantreten will, ist noch
nicht ganz klar. „Da ist viel
Taktik im Spiel“, sagt Nagel.
Man wolle beispielsweise be-
wusst nicht den Begriff „An-
alphabetismus“ verwenden,
sondern den Namen des Projektes „Arobi“ ,
was für „Arbeitsplatzorientierte Grundbil-
dung“ steht. Ansonsten sei die Wahr-
scheinlichkeit hoch, dass die Firmen direkt
abblocken würden mit der Erklärung, dass
unter ihren Mitarbeitern keine Analphabe-
ten seien. Außerdem sei es hilfreich, einen 
Kontakt herzustellen mit Vertrauensper-
sonen innerhalb der Betriebe, wie etwa
dem Schichtleiter, der genau wisse, wer
über welche Kenntnisse verfüge. 

„Wir wollen den Analphabetismus aus
seiner Schamecke holen und den Leuten
zeigen, dass sie nicht alleine sind“, sagt von
Wartenberg. „Wir wollen ihnen sagen: Es
gibt eine zweite Chance. Du musst dich
nicht verstecken“. Für das Projekt stehen
landesweit aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds (ESF) bis 2018 rund 1,2 Millio-
nen Euro für Angebote von den zwölf Trä-
gern im Land zur Verfügung.

„Nach dem Schulabschluss ist es häufig
schwer, die jungen Menschen zu erreichen,

da viele nach schlechten Er-
fahrungen alles Schulische
ablehnen“, weiß Nagel. „Sie le-
sen und schreiben nicht mehr
und verlieren die wenigen er-
worbenen Kenntnisse.“ Die
Hoffnung auf Kontakt zu ih-
nen liege nun beim Weg über
den Arbeitsplatz.

Die Firmen sollen mit be-
stimmen, welche Kurse ange-

boten werden sollen und in welchem Um-
fang. Schließlich sollen beide profitieren,
sagte von Wartenberg: Die Firmen könnten
ihre Mitarbeiter anschließend besser ein-
setzen, gleichzeitig würden die Mitarbeiter
etwas für die Sicherung ihres Arbeitsplat-
zes tun. Die VHS rechnet in den kommen-
den Monaten mit konkreten Zusagen der
Unternehmen. Mit dem Betriebsratschef
von Porsche Uwe Hück ist ein prominenter
Botschafter aber schon einmal gefunden.

Bildung Das Land will künftig direkt auf Unternehmen zugehen, um 
berufstätige Analphabeten verstärkt zu unterstützen. Von Julia Bosch

ENTSCHEIDER SIND NOCH MANGELWARE

Karlsruhe Das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) kündigte wiederholt 
an, die Mitarbeiterzahl zu er-
höhen. Das geschah nur 
schleppend. Am 1. Januar 
2014 waren in der Landeserst-
aufnahmestelle (LEA) Karls-
ruhe 103 Beschäftigte des 
BAMF eingesetzt, im August 
2015 waren es 135, zum Jah-
resende 153. Davon sind 31 
Entscheider und 74 in den Se-
kretariaten. Sie erledigen Auf-
gaben wie Antragsannahme, 

erkennungsdienstliche Be-
handlung, Koordinierung der 
Dolmetscher und Versand der 
Bescheide. Im August 2014 
zählte die BAMF-Außenstelle 
Karlsruhe noch 65 Mitarbeiter 
insgesamt, davon 23 Entschei-
der und 41 Bürosachbearbei-
ter. Für die Bearbeitung der 
Asylanträge sind die Entschei-
der die wichtigsten Akteure.

Meßstetten Die Oktober 
2014 eröffnete LEA in Meß-
stetten wird derzeit von 59 

BAMF-Beschäftigten betreut, 
davon sind sieben Entschei-
der. Diese sitzen überwiegend 
in der BAMF-Außenstelle in 
Eningen bei Reutlingen. 

Ellwangen In der im April 
2015 eröffneten LEA Ellwan-
gen waren im August 16 
BAMF-Beschäftigte, davon 
fünf Entscheider. In der seit 
September in Heidelberg täti-
gen Erfassungsstelle im Pa-
trick-Henry-Village sitzen seit 
Dezember 15 Entscheider. sj

„Rund 57 Prozent 
der Analphabeten 
in Baden-
Württemberg sind 
erwerbstätig.“
Marion von Wartenberg,
Kultusstaatssekretärin

Mosbach

Haft für Schlägerei 
im Jugendgefängnis
Er hatte bei einer Massenschlägerei im Ju-
gendgefängnis Adelsheim (Neckar-Oden-
wald-Kreis) einen Wärter angegriffen, jetzt
muss ein junger Mann deswegen für meh-
rere Jahre ins Gefängnis. Das Landgericht
Mosbach verurteilte ihn am Freitag wegen
versuchten Totschlags und gefährlicher
Körperverletzung zu einer Jugendstrafe
von fünf Jahren und zehn Monaten. Die Ju-
gendkammer blieb damit unter der Forde-
rung der Staatsanwaltschaft, die eine Frei-
heitsstrafe von achteinhalb Jahren gefor-
dert hatte. Die Verteidigung hatte bean-
tragt, den Angeklagten freizusprechen. Das
Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

Am 20. August 2014 war im größten Ju-
gendgefängnis in Baden-Württemberg ein
Hofgang eskaliert, als zwei rivalisierende 
Gruppen von Gefangenen in Streit gerie-
ten. Dabei gingen nach Angaben der Staats-
anwaltschaft mindestens 17 Häftlinge auf-
einander los. Justizvollzugsbeamte schrit-
ten ein und wollten schlichten, wurden je-
doch von den Gefangenen angegriffen.
Sechs Aufseher wurden so schwer verletzt,
dass sie dienstunfähig waren.

Der Angeklagte hatte nach Angaben der
Ermittler einen Beamten mit dem Fuß mit
voller Wucht gegen den Kopf getreten. Da-
bei soll es ihm egal gewesen sein, ob sein
Opfer stirbt. Der Vollzugsbedienstete wur-
de schwer verletzt. lsw

Flüchtlinge müssen dreimal anstehen
Karlsruhe Die Zusammenarbeit der Behörden klappt nicht reibungslos. 
Das führt oft zu Geduldsproben. Von Stefan Jehle

Ein früher Morgen im Januar: Flüchtlinge in Karlsruhe warten auf ihre Registrierung. Foto: Jehle

D
ie Linke pocht auf die Teilnahme an
der traditionellen „Elefantenrun-
de“ im SWR-Fernsehen kurz vor

der Landtagswahl. In einem am Freitag in
Stuttgart veröffentlichten offenen Brief an
SWR-Intendant Peter Boudgoust fordert
sie, dass ihr Spitzenkandidat Bernd Riexin-
ger in die Runde einbezogen wird. Die Lin-
ke verweist darauf, dass der SWR auch eine
Teilnahme der Alternative für Deutschland
(AfD) nicht ausgeschlossen hat. Die AfD sei
aber eine „reine Umfragepartei“ und weder
im Landtag noch im Bundestag vertreten. 
Die Landtagswahl ist am 13. März.

Der SWR hat bereits viel Kritik dafür
einstecken müssen, dass er die Teilnahme 
von AfD-Spitzenkandidat Jörg Meuthen an
der Runde nicht ausgeschlossen hat. Die 
AfD lag in den jüngsten Umfragen bei sechs
bis acht Prozent. Damit käme sie in den
Landtag. Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) und sein Vize Nils
Schmid (SPD) wollen sich nicht mit einem
Vertreter der AfD an einen Tisch setzen.

Eine SWR-Sprecherin sagte, eine end-
gültige Entscheidung über die Besetzung
der Diskussionsrunde am 10. März sei noch
nicht gefallen. „In einem ersten Schritt 
wurden die Spitzenkandidaten der im 
Landtag vertretenen Parteien eingeladen“, 
erklärte sie. „In einem zweiten Schritt wird
der SWR Mitte Januar entscheiden, ob und
gegebenenfalls welche weiteren Parteien
entsprechend ihres politischen Gewichts 
eingeladen werden.“ Dabei würden unter
anderem aktuelle Umfrageergebnisse be-
rücksichtigt, das Abschneiden bei vorange-
gangenen Wahlen auf EU-, Bundes- und
Landesebene sowie die Verankerung der 
Parteien in der Parteienlandschaft.

Die Linke steht in den Umfragen zwi-
schen drei und fünf Prozent. Sie argumen-
tiert, dass sie im Bundestag drittstärkste
Fraktion ist, bei der Landtagswahl in allen
70 Wahlkreisen antritt und in vielen Kreis-
tagen und Gemeinderäten in Baden-Würt-
temberg vertreten ist. lsw

SWR Bei der Elefantenrunde im 
Fernsehen möchte auch Bernd 
Riexinger mit von der Partei sein.

Die Linke will 

mitreden

D
ie Reform des Grundbuchwesens
geht der Vollendung entgegen. Am
Freitag hat der Justizminister Rai-

ner Stickelberger (SPD) in Schwäbisch 
Gmünd das neue zentrale Grundbuchamt 
beim dortigen Amtsgericht offiziell eröff-
net. Es ist das zehnte im Land, bis Ende
2017 sollen noch drei weitere Zentral-
standorte in Ravensburg, Ulm und Waib-
lingen eingerichtet, die Reform damit ab-
geschlossen sein.

Die größte Strukturreform in der baden-
württembergischen Justizgeschichte war
von der schwarz-gelben Landesregierung
am 21. Juli 2008 beschlossen worden. Nach
der vollständigen Umsetzung werden die
Aufgaben der einst mehr als 650 staatli-
chen und kommunalen Grundbuchämter 
im Land in 13 Zentralen gebündelt sein.

In Württemberg wurden die Grundbü-
cher bisher bei den Bezirksnotariaten ge-
führt. Im Landgerichtsbezirk Ellwangen
gab es 33 Grundbuchämter, deren Bezirke
nun schrittweise ins zentrale Grundbuch-
amt in Schwäbisch Gmünd eingegliedert 
werden. Es werde sich bis Ende 2017 auf al-
le Grundbuchbezirke erstrecken und die
Amtsberichtsbezirke Aalen, Bad Mergent-
heim, Crailsheim, Ellwangen, Heidenheim,
Langenburg, Neresheim und Schwäbisch
Gmünd umfassen. Das geht mit einem Per-
sonalaufwuchs einher. Statt wie bisher 17
werden dort bis Ende 2017 voraussichtlich
50 Mitarbeiter beschäftigt sein.

„Der freie und rechtsstaatlich abgesi-
cherte Grundstücksverkehr stellt eine un-
verzichtbare und tragende Säule unseres
Wirtschaftssystems dar,“ so Stickelberger.
„Durch die Bündelung der Kompetenzen in
13 zentralen Grundbuchämtern schaffen 
wir größere und damit leistungsfähigere
Einheiten.“ 2012 hatte die Umsetzung der
Reform in Baden begonnen. StZ

Reform In Schwäbisch Gmünd 
nimmt der Justizminister
die Grundbuchzentrale in Betrieb.

Neues Amt 

eröffnet
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